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ff. die Folgenden
Fn. Fußnote
Gestapo Geheime Staatspolizei
GG Grundgesetz
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IG Industriegewerkschaft



IGH Internationaler Gerichtshof
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IPBPR Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte
IPWSKR Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
JW Juristische Wochenschrift
KPD Kommunistische Partei Deutschlands
LG Landgericht
lit. littera (lateinisch für Buchstabe)
LVG Landesverwaltungsgericht
m. j.w.N. mit jeweils weiteren Nachweisen
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
MuSchG Mutterschutzgesetz
NATO North Atlantic Treaty Organization
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SA Sturmabteilung
SAP Sozialistische Arbeiterpartei
SchwerbG Schwerbeschädigtengesetz
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
StGB Strafgesetzbuch
TV Tarifvertrag
TVG Tarifvertragsgesetz
TVVO Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und Angestelltenausschüsse
u. a. und andere
USPD Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands
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Einführung: Der „politische“ Streik
in frauendominierten Branchen

„So muß denn jeder, der sich mit der Frage des politischen
Streiks inDeutschland befassenwill, zurück zu denEreignissen
und zu den Quellen, will er nicht in der Öde juristisch-nor-
mativer Argumentation steckenbleiben, die jeden Sinn für die
Ambivalenzen des Streiks vermissen läßt und der Geschichte
mit interessierter Vergeßlichkeit begegnet.“1

Die Debatte um das Verbot des „politischen“ Streiks flammt im rechtswissen-
schaftlichen und im gewerkschaftlichen Diskurs immerwieder auf. Zuletzt haben die
Aktionsbündnisse rund um den Feministischen Streik und den Klimastreik die
Diskussion auch in der Öffentlichkeit entfacht.2

Deutsche Gerichte und der Großteil der deutschen Rechtswissenschaft markieren
nur bestimmte Streiks als „politisch“. Es gelten diejenigen Streiks als „politisch“, mit
denen Arbeitnehmer*innen3 Ziele außerhalb von Tarifverhandlungen verfolgen. Die
Trennung von „politischen“ und tarifbezogenen Streiks hat zudem normative Fol-
gen: Deutsche Gerichte bewerten den „politischen“ Streik als rechtswidrig, den
tariflichen hingegen als rechtmäßig. Die Trennung von Politik und Tarifvertrag zu

1 Haupt et al., 1981, 13, S. 16.
2 Siehe dazu näher S. 289 ff.
3 Ich verwende gendergerechte Sprache. Immer dann, wenn dies nicht erfolgt, beziehe ich

mich auf eine Formulierung einer anderen Quelle oder bezeichne ausschließlich Personen mit
der genannten Geschlechtsidentität. Auch schreibe ich beispielsweise von der Arbeiterbewe-
gung, weil diese in der betrachteten Zeit fast ausschließlich von Männern in der Öffentlichkeit
repräsentiert wurde, sich zudem selbst so bezeichnete und die interne Reflexion geschlechts-
bezogener Herrschaftsverhältnisse in dieser historischen Bewegung mit der heutigen nicht
vergleichbar ist.

Zur Begriffskritik, dass eigentlich die Arbeit„nehmer*innen“ ihre Arbeitskraft anbieten
und verausgaben und damit „Geber*innen“ sind, siehe das Vorwort von Friedrich Engels in
Marx, 1867, 11, S. 34. Die Begrifflichkeit des Arbeitnehmers setzt ein Verständnis von Arbeit
als Arbeitsgelegenheit oder Arbeitsplatz voraus – der Arbeitnehmer nimmt die Arbeitsgele-
genheit wahr oder den Arbeitsplatz ein. Rein schuldrechtlich betrachtet, ist die Arbeitsleistung
geschuldet, nicht der Arbeitsplatz, vgl. Karassek, Arbeit Bewegung Geschichte 16 (2017),
106, S. 111. Weil in der vorherrschenden rechtlichen und politischen Betrachtung die Begriffe
jedoch andersherum verwendet werden und ich mich in der vorliegenden Arbeit auf diesen
Diskurs beziehe, werde ich sie ebenfalls in dieser ideologischen Verdrehung benutzen.



rekonstruieren und die darauf aufbauenden rechtlichen Bewertungen des Streiks in
Frage zu stellen, sind Gegenstände dieser Untersuchung.

Anhand frauendominierter Branchen,4 insbesondere der Altenpflege, lässt sich
anschaulich aufzeigen, dass die scheinbar klare rechtsdogmatische Trennung von
Politik und Tarifvertrag einer Untersuchung der Regelungsmechanismen nicht
standhält. In diesen Branchen sind die von der Gesetzgebung ausgestalteten und die
tariflich regelbaren Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen untrennbar miteinander
verbunden.

I. Arbeitsbedingungen und Streikpraxis
in frauendominierten Branchen

In der Altenpflege sind die Arbeitsbedingungen im Vergleich zu männerdomi-
nierten Branchen prekär. Niedrige Löhne5 und gesundheitliche Belastungen herr-
schen vor. Die Arbeitsbelastung ist auf die Nacht- und Wochenendarbeit6 und die
Arbeitsverdichtung zurückzuführen, die auf der geringen Personalausstattung in den
Einrichtungen beruht.7 Streiks in der Altenpflege beschränken sich bislang auf
einzelne Haustarifverträge und die Verhandlungsrunden mit den kommunalen Ar-
beitgeber*innen um Flächentarifverträge. Die Arbeitnehmer*innen sind in dieser
Branche vor allem mit sozialstaatlichen Regelungen konfrontiert. Dementsprechend
erkämpft die für Gesundheit und Pflege zuständige Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft (ver.di) nicht nur Tarifverträge, sondern fordert eine verbindliche, bun-
desweit einheitliche und bedarfsgerechte Personalbemessung8 und setzt sich für die
Einführung einer Bürgerversicherung im gesamten Gesundheitsbereich ein.9

4 Laut dem Zweiten Gleichstellungsbericht sind in den Berufszweigen der Sozialen Arbeit,
der Haushaltsnahen Dienstleistungen, der Gesundheit und Pflege und der Erziehung rund
80 Prozent der Arbeitnehmer*innen Frauen, Sachverständigenkommission für den Zweiten
Gleichstellungsbericht, 2017, BT-Drs. 18/12840, S. 142.

5 Carstensen/Seibert/Wiethölter, 4. November 2020, S. 2 f. wonach die Löhne in der Al-
tenpflege aufgrund des Fachkräftemangels zwar überdurchschnittlich seit dem Jahr 2012 ge-
stiegen sind, aber dennoch im Jahr 2019 circa 10 Prozent unter dem Bundesdurchschnitt aller
Arbeitnehmer*innen lagen; Bispinck et al., 2013, S. 6, 14 f.; Schroeder, 2018, S. 173 ff. Nach
einer repräsentativen Befragung der Arbeitnehmer*innen in Deutschland im Zeitraum 2016
bis 2019 gab die Mehrheit der Arbeitnehmer*innen in der Alten- und Krankenpflege mit
53 Prozent an, Schwierigkeiten zu haben, mit ihrem Einkommen ihren Lebensunterhalt zu
finanzieren. Im Vergleich zu allen Berufsgruppen, in denen 38 Prozent der Arbeitneh-
mer*innen angeben, zu wenig zu verdienen, ist der Anteil demnach überdurchschnittlich hoch.
Dies liegt nicht an den atypischen Beschäftigungsverhältnissen, die in den Pflegeberufen dem
bundesweitem Durchschnitt entsprechen, sondern an der geringeren Stundenlöhnen, vgl. In-
stitut DGB-Index Gute Arbeit, 2020, S. 1 ff.

6 Institut DGB-Index Gute Arbeit, 2020, S. 5; Schroeder, 2018, S. 78, 173 ff.; I. Nowak,
2017, 182, S. 193 f.

7 Theobald, 2018, S. 66; Institut DGB-Index Gute Arbeit, 2020, S. 6.
8 Ver.di, 2021, S. 14 ff.
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Gewerkschaftliches Handeln ist in weiteren frauendominierten Branchen eng mit
dem Auf- und Umbau des Sozialstaats verbunden. Ver.di streikte in den letzten
Jahren nicht nur für tarifvertragliche Verbesserungen wie Entlastungstarifverträge in
der Krankenpflege,10 sondern fordert beispielsweise die Abschaffung des Fallpau-
schalensystems der Krankenhausfinanzierung.11 Die Streikenden an der Berliner
Charité und den Häusern des Vivantes-Konzerns in Berlin wiesen im Herbst 2021
immer wieder darauf hin, dass notwendige staatliche Investitionen im Gesund-
heitsbereich getätigt werden müssten.

In der frauendominierten Beschäftigungsbranche der Kindererziehung hat der
Zusammenhang von sozialstaatlichen Ausgaben und den Arbeitsbedingungen
ebenfalls Auswirkungen auf die Streikpraxis. Die Erzieher*innen forderten in ihren
Streiks in den Jahren 2009 und 2015 nicht nur eine verbesserte Personalbemessung,
sondern kritisierten unter anderem die Austeritätsvorgaben in Sozial- und Bil-
dungspolitik auf kommunaler, Landes- und Bundesebene und die Finanzpolitik, die
den Kommunen nicht ausreichend Ressourcen zugeteilt habe.12 Die Gewerkschaft
ver.di rief am 8. März 2022 zum ersten Warnstreik in der Tarifrunde für die Ar-
beitnehmer*innen der Sozial- und Erziehungsdienste mit der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbände auf. Feministische Streikbündnisse führen seit
mittlerweile vier Jahren an diesem Internationalen Frauenkampftag Aktionen durch.
Das Streikbündnis in Kassel unterstützte den tariflichen Streik und forderte von der
Stadt und dem Land Hessen die bestmögliche Versorgung der Arbeitnehmer*innen,
Kinder und Angehörigen. Dazu solle eine bedarfsgerechte Personalbemessung ge-
setzlich geregelt werden, anstatt sich auf unzureichenden Regelungen wie dem
Kinderförderungsgesetz auszuruhen.13 Die Bündnisse um den 8. März überschreiten
mit ihrem Forderungskatalog das tariflich Regelbare und adressieren auf verschie-

9 Ver.di, 2011; die Gewerkschaft strebt an, die bestehende Pflegeteilleistungsversicherung
zu einer bedarfsdeckenden Pflegevollversicherung umzugestalten, ver.di, 2021, S. 4.

10 Ver.di konnte Tarifverträge und sonstige Kollektivvereinbarungen zur Entlastung der
Arbeitnehmer*innen in den letzten Jahren erfolgreich abschließen. Vor allem an den Univer-
sitätskliniken wurden sogenannte Entlastungstarifverträge von den Arbeitnehmer*innen mit
Streiks oder zumindest deren Androhung erkämpft. Die Regelungen der Tarifverträge und
Kollektivvereinbarungen haben alle dasselbe Ziel – mehr Personal in der Pflege einzusetzen
und letztlich auch neue Stellen zu schaffen. Als Vorbild kann der Tarifvertrag Gesundheits-
schutz und Demografie gelten, der am 28. April 2016 zwischen ver.di und der Berliner Charité
geschlossen wurde. Der Tarifvertrag war der erste seiner Art und die gewerkschaftlichen
Interessenvertretungen an anderen Klinken konnten darauf aufbauen, siehe dazu Tschenker,
IndBez 2019, 366, S. 375 f.

11 Ver.di, Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen, 2020. Die
Gesetzgebung hat das Fallpauschalensystem, nach dem die Krankenhäuser sich über die Ab-
rechnung von eingruppierten Behandlungsfällen finanzieren, im Jahr 2003 schrittweise ein-
geführt. Es ist in § 17b Krankenhausfinanzierungsgesetz geregelt.

12 Kerber-Clasen, 2017, 34, S. 46.
13 SuE-Solibündnis Kassel, express – Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerk-

schaftsarbeit vom 2–3/2022.
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